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Zugangssatzung für den weiterbildenden Master-

studiengang Zukunftsforschung des Fachbereichs

 Erziehungswissenschaft und Psychologie

 der  Freien Universität Berlin

 Präambel

 Aufgrund  von  §  14  Abs.  1  Nr.  2  Teilgrundordnung  (Erpro-
 bungsmodell)  der  Freien  Universität  Berlin  vom  27.  Ok-
 tober  1998  (FU-Mitteilungen  24/1998)  i.  V.  m.  §  10a  des
 Gesetzes  über  die  Zulassung  zu  den  Hochschulen  des
 Landes  Berlin  in  zulassungsbeschränkten  Studiengän-
 gen  (Berliner  Hochschulzulassungsgesetz  –  BerlHZG)
 in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  der  Neufassung
 vom  18.  Juni  2005  (GVBl.  S.  393),  zuletzt  geändert  am
 20.  Mai  2011  (GVBl.  S.  194),  sowie  §  10  Abs.  5  Satz  2
 des  Gesetzes  über  die  Hochschulen  im  Land  Berlin
 (Berliner  Hochschulgesetz  –  BerlHG)  in  der  Fassung  der
 Bekanntmachung  der  Neufassung  vom  26.  Juli  2011
 (GVBl.  S.  378)  hat  der  Fachbereichsrat  des  Fach-
 bereichs  Erziehungswissenschaft  und  Psychologie  der
 Freien  Universität  Berlin  am  13.  Dezember  2012  fol-
 gende Satzung erlassen:*

 §  1

 Geltungsbereich

 Diese  Satzung  regelt  den  Zugang  zum  Studium  gemäß
 §  10  Abs.  5  Satz  2  BerlHG  und  das  Auswahlverfahren
 zur  Vergabe  der  Studienplätze  im  Rahmen  der  Hoch-
 schulquote  gemäß  §  10a  BerlHZG  für  den  weiterbilden-
 den  Masterstudiengang  Zukunftsforschung  des  Fach-
 bereichs  Erziehungswissenschaft  und  Psychologie  der
 Freien Universität Berlin (Masterstudiengang).

 §  2

 Studienplätze und Bewerbungsfrist

 (1)  Die  Zahl  der  für  den  Masterstudiengang  zur  Ver-
 fügung  stehenden  Studienplätze  wird  in  der  Zulassungs-
 ordnung  der  Freien  Universität  Berlin  für  jeden  Zulas-
 sungstermin bestimmt.

 (2)  Der  Antrag  auf  Zulassung  ist  schriftlich  beim  Präsi-
 dium  der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung
 und  Zulassung  –  zu  stellen.  Dem  Antrag  auf  Zulassung
 sind  der  berufsqualifizierende  Abschluss  eines  Hoch-
 schulstudiums  in  amtlich  beglaubigter  Form  und  die  wei-
 teren  Nachweise  gemäß  §  3  Abs.  1  beizufügen.  Werden
 im  Ausland  erworbene  Nachweise  vorgelegt,  müssen
 diese,  wenn  sie  nicht  in  deutscher  oder  englischer
 Sprache  abgefasst  sind,  übersetzt  sein.  Eine  Beglaubi-
 gung  durch  eine  deutsche  Auslandsvertretung  kann  ver-
 langt  werden.  Zulassungsanträge  können  durch  Telefax,

 E-Mail  oder  sonstige  elektronische  Medien  allein  nicht
 wirksam gestellt werden.

 (3)  Die  Bewerbungsfrist  endet  am  30.  April  eines
 jeden Jahres.

 (4)  Sind  weniger  Bewerbungen  als  Studienplätze  vor-
 handen,  werden  diese  an  Bewerberinnen  oder  Bewerber
 vergeben,  die  einen  berufsqualifizierenden  Abschluss  ei-
 nes  Hochschulstudiums  und  eine  daran  anschließende
 qualifizierte,  berufspraktische  Erfahrung  von  in  der  Re-
 gel  nicht  unter  einem  Jahr  nachweisen.  Sind  mehr  Be-
 werbungen  als  Studienplätze  vorhanden,  erfolgt  ein  Aus-
 wahlverfahren gemäß §§  3 bis 5.

 §  3

 Auswahlkriterien

 (1)  In  die  Auswahlentscheidung  werden  folgende
 Aspekte einbezogen:

 1.  ein  Bachelorabschluss  oder  ein  gleichwertiger  ande-
 rer  erster  berufsqualifizierender  Hochschulabschluss
 in  einem  Studiengang,  der  die  Bewerberinnen  oder
 Bewerber  in  besonderem  Maße  zur  Erreichung  der
 Studienziele  gemäß  §  2  der  Studienordnung  des  Mas-
 terstudiengangs befähigt;

 2.  Fremdsprachenkenntnisse,  insbesondere  in  Englisch
 zur  Rezeption  der  einschlägigen  Fachliteratur  und
 internationaler Diskussionen;

 3.  eine  kurze  Begründung  der  Bewerbung  für  den  Mas-
 terstudiengang  in  Form  eines  Motivationsschreibens
 im Umfang von ca. 900 Wörtern;

 4.  im  Zusammenhang  mit  dem  Masterstudiengang  ste-
 hende  und  an  den  berufsqualifizierenden  Abschluss
 eines  Hochschulstudiums  anschließende  qualifizierte,
 berufspraktische  Erfahrung  von  in  der  Regel  nicht
 unter  einem  Jahr  (dargestellt  in  Form  einer  tabellari-
 schen Übersicht).

 (2)  Bei  Bedarf  können  die  Auswahlbeauftragten  ein-
 zelne  Bewerberinnen  oder  Bewerber  zu  einem  Auswahl-
 gespräch einladen.

 §  4

 Auswahlgespräch

 (1)  Das  Auswahlgespräch  wird  von  den  Auswahl-
 beauftragten  gemäß  §  5  durchgeführt,  ist  nicht  öffentlich
 und  dauert  etwa  30  Minuten  je  Bewerberin  oder  Be-
 werber.

 (2)  Zum  Auswahlgespräch  werden  Bewerberinnen
 oder  Bewerber  durch  die  Auswahlbeauftragten  schriftlich
 unter  Angabe  von  Zeitpunkt  und  Ort  eingeladen.  Die  La-
 dung  ist  rechtzeitig  erfolgt,  wenn  sie  mindestens  10  Werk-
 tage vor dem Auswahlgespräch abgesendet wurde.

 (3)  Über  den  Verlauf  des  Auswahlgesprächs  wird  eine
 Niederschrift  gefertigt,  die  die  wesentlichen  Gründe  für

 *  Diese  Satzung  ist  vom  Präsidium  der  Freien  Universität  Berlin
 am 18.  März 2013 bestätigt worden.
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die  Beurteilung  der  Bewerberin  oder  des  Bewerbers  ent-
 hält.

 §  5

 Auswahlbeauftragte

 (1)  Zur  Durchführung  des  Auswahlverfahrens  werden
 mindestens  zwei  an  der  Freien  Universität  Berlin  haupt-
 beruflich  beschäftigte  wissenschaftliche  Dienstkräfte,
 die  an  der  Durchführung  des  Masterstudiengangs  be-
 teiligt  sind,  als  Auswahlbeauftragte  eingesetzt.  Diese
 werden  von  der  Dekanin  oder  dem  Dekan  des  Fach-
 bereichs  Erziehungswissenschaft  und  Psychologie  der
 Freien  Universität  Berlin  im  Auftrag  des  Präsidiums  der
 Freien  Universität  Berlin  bestimmt.  Die  Bestellung  erfolgt
 für  ein  Auswahlverfahren.  Eine  Stellvertretung  ist  nicht
 möglich.

 (2)  Die  Auswahlbeauftragten  schlagen  unter  Berück-
 sichtigung  der  Eignung  und  Motivation  dem  Präsidium
 der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung  und
 Zulassung  –  Bewerberinnen  und  Bewerber  zur  Zulas-
 sung vor.

 (3)  Die  Auswahlbeauftragten  können  unter  Frist-
 setzung  geeigneten  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  das
 Nachreichen  von  fehlenden  Nachweisen  gestatten  oder
 in  Zweifelsfällen  zusätzliche  Auskünfte  von  Bewerberin-
 nen oder Bewerbern einholen.

 §  6

 Zulassungsentscheidung

 (1)  Die  Entscheidung  über  die  Zulassung  trifft  das
 Präsidium  der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Be-

 werbung  und  Zulassung  –  nach  Abschluss  des  Auswahl-
 verfahrens  auf  der  Grundlage  der  im  Auswahlverfahren
 erzielten  Ergebnisse  und  der  daraus  ermittelten  Rang-
 folge.

 (2)  Die  ausgewählten  Bewerberinnen  und  Bewerber
 erhalten  einen  Zulassungsbescheid,  in  dem  eine  Frist
 zur  schriftlichen  Annahme  des  Studienplatzes  und  zur
 Immatrikulation  bestimmt  wird.  Bei  Nichteinhaltung  die-
 ser Frist wird der Studienplatz neu vergeben.

 (3)  Bewerberinnen  oder  Bewerber,  die  nicht  zuge-
 lassen  werden,  erhalten  einen  Ablehnungsbescheid  mit
 Begründung.

 (4)  Eine  Voraussetzung  für  die  Immatrikulation  ist  der
 Nachweis  der  vollständigen  Zahlung  des  in  §  2  Abs.  1
 der  Gebührensatzung  für  den  Masterstudiengang  fest-
 gelegten Betrages.

 (5)  Die  in  dem  Auswahlverfahren  eingereichten  Unter-
 lagen  sind  bis  zur  Bestandskraft  der  Entscheidung  und
 im  Falle  eines  Rechtsstreits  bis  zur  rechtskräftigen  Ent-
 scheidung aufzubewahren.

 §  7

 Inkrafttreten

 (1)  Diese  Satzung  tritt  am  Tage  nach  ihrer  Veröffent-
 lichung  in  den  FU-Mitteilungen  (Amtsblatt  der  Freien
 Universität Berlin) in Kraft.

 (2)  Zugleich  tritt  die  Vergabesatzung  für  den  Master-
 studiengang  vom  22.  April  2010  (FU-Mitteilungen
 18/2010, S.  334) außer Kraft.


